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Vorsicht, Militär forschtmit
Kritiker fordern ein klares Bekenntnis zur friedlichenWissenschaft

Von Michael Billig

Die Autos der Zukunft lenken
von allein. Sie haben kogniti-

ve Fähigkeiten und können ohne
einen Menschen am Steuer durch
die Gegend fahren. Es würde kei-
ne Unfälle mehr geben, die auf
Fahrfehler oder Übermüdung der
Fahrer zurückzuführen wären.
Und auch die Diskussion über ei-
ne Promillegrenze hätte sichwohl
ein für alle Mal erledigt.

An solchen „unbemannten“
oder auch „autonomen“ Fahrzeu-
gen tüfteln deutsche Wissen-
schaftler schon seit ein paar Jah-
ren. Am Karlsruher Institut für
Technologie (KIT), dem Zusam-
menschluss von Forschungszen-
trumundUni Karlsruhe,wird ihre
Arbeit dabei nicht nur positiv ge-
sehen. Am KIT forsche das Militär
mit, behaupten Studierende. Und
auch Dietrich Schulze sieht das
so. Der Ingenieur ist längst im Ru-
hestand. Trotzdem streitet der
Karlsruher für eine sogenannte
Zivilklausel.

Die Hochschule soll sich damit
verpflichten, nur für nicht-militä-
rische Zwecke zu forschen und ei-
ne Zusammenarbeit mit Armee
und Rüstungsindustrie auszu-
schließen. Andernorts gibt es eine
solche Klausel schon länger, etwa
an der Uni Konstanz. Auch an den
Universitäten in Tübingen und
Heidelberg haben Studierende im
Bildungsstreik ihren Hochschul-
leitungen den Friedensparagra-
phen abgerungen. Ausgerechnet
am neuformierten KIT aber ist die
Zivilklausel umstritten.

Dabei steht sie in Karlsruhe
schon seit 1956 im Gesellschafts-
vertrag des Kernforschungszent-
rums. Dietrich Schulze war dort
jahrelang wissenschaftlicher Mit-
arbeiter und zusätzlich im Be-
triebsrat aktiv. Er sagt: „Die Beleg-
schaft hat die Zivilorientierung
verinnerlicht.“ Aber eben nur
dort. Das Forschungszentrumver-
schmolz vor zwei Jahren mit der
Uni zum KIT.

Hervorgegangen ist das ge-
meinsame Elite-Projekt aus der
Exzellenzinitiative. Noch ist die
Fusion nicht abgeschlossen, bei-
spielsweise soll erst in der kom-
menden Woche ein Entwurf für

eine gemeinsame Satzung vorge-
legt werden. Eine Zivilklausel
werde darin nicht vorkommen,
befürchtet die Studentin Nadja
Brachmann. Sie engagiert sich im
unabhängigen Studierendenaus-
schuss. Brachmann erinnert da-
ran, dass bei einer Abstimmung
2009Zweidrittel ihrer Kommilito-
nen für die Klausel votierten.
Doch um die studentische Mitbe-
stimmung ist es in Karlsruhe nicht
gut bestellt. Waren im Uni-Senat
noch vier von 36 Mitgliedern Stu-
dierende, sind es im neuen KIT-
Senat nur noch drei von 58.

Aufträge der Bundeswehr

Unbemannte Systeme spielten ei-
ne größereRolle bei Einsätzender
Bundeswehr, hieß es Mitte Febru-
ar bei einer Konferenz der Deut-
schen Gesellschaft für Wehrtech-
nik in Bonn, an der in gewisser
Weise auch das KIT teilnahm.
„AutonomesKonvoi-Fahren in un-
strukturierter Umgebung“ betitel-
te Hans-JoachimWünsche seinen
Vortrag, den er vor Vertretern von
Militär, Politik, Fraunhofer-Insti-
tuten und Rüstungsindustrie
hielt.

Der Ingenieurwissenschaftler
leitete bis vor Kurzem eine Ar-
beitsgruppe in Karlsruhe. Seine
wissenschaftliche Heimat aber ist
die Universität der Bundeswehr in

München. Diese Verflechtung
ruft die Kritiker auf den Plan. „Die
Forschung hat einen klaren mili-
tärischen Hintergrund“, sagt
Dietrich Schulze. Bestätigt sieht
er sich in einer zweiten Persona-
lie: Der Ingenieurwissenschaftler
Jürgen Beyerer agiert ebenfalls in
einer Doppelrolle. Er ist Forscher
und Lehrstuhlinhaber amKIT und
leitet zudemdas Fraunhofer-Insti-
tut für Optronik, Systemtechnik
und Bildauswertung (IOSB). Die
Forschungsfragen, mit denen er
sich an beiden Institutionen be-
fasst, sind verwandt. Und das
IOSB ist offenkundig militärisch
ausgerichtet, erhält es doch Auf-
träge von der Bundeswehr.

Den Verdacht der Militärfor-
schung weisen Wissenschaftler,
Hochschulleitung und Landes-
wissenschaftsministerium von
sich. Sie argumentieren, es han-
dele sich bei ihrer Arbeit um
Grundlagenforschung und diese
diene zivilen Zwecken. Ähnlich
fällt die Antwort des Bundesver-
teidigungsministeriums auf eine
Kleine Anfrage der Linksfraktion
im Deutschen Bundestag aus.

Wie sich eine Selbstverpflich-
tung zu Forschung für den Frie-
den umdeuten lässt, zeigte zuletzt
das Beispiel Bremen (die FR be-
richtete). Die dortige Uni hatte
sich 1986 eine Zivilklausel in die
Satzung geschrieben. Jetzt richte-
te sie eine Stiftungsprofessur für
Weltraumtechnologie ein. Stifter
ist der Bremer Raumfahrtkonzern
und Satelliten-Hersteller OHB
Technology. Es hagelte Proteste.
Vergebens. Die Firma produziere
keine Waffen, verteidigte Arnim
von Gleich, Dekan des Fachbe-
reichs Produktionstechnik, die
Kooperation. Die von OHB entwi-
ckelten Satelliten überwachten
internationale Rüstungskontroll-
verträge und unterstützten durch
Aufklärung die Blauhelm-Missio-
nen der Vereinten Nationen.

Umkämpft ist die Zivilklausel
auch an der Uni Köln. Im Dezem-
ber stimmten Studierende für de-
ren Einführung. Gleichzeitig ver-
suchten die Wortführer sie als
Druckmittel einzusetzen und for-
derten die Uni auf, alle Drittmit-
telverträge offenzulegen. Die Lei-
tung ließ sie abblitzen.

ZIVILKLAUSEL

„Lehre, Forschung und Studium an der
Universität sollen friedlichen Zwecken
dienen, das Zusammenleben der Völker
bereichern und im Bewusstsein der Er-
haltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen erfolgen.“ So ist es in der Zivilklausel
der Uni Tübingen formuliert. Studieren-
de, Gewerkschaften, die Initiative gegen
Militärforschung an deutschen Universi-
täten und die nach eigenen Angaben
rund 500 Mitglieder zählende Gruppe
von Naturwissenschaftlern „Verantwor-
tung für Frieden und Zukunftsfähigkeit“
machen sich für Zivilklauseln stark.

Zu einem internationalen Kongress

unter dem Titel „Nein zur Militarisierung
von Forschung und Lehre – Ja zur Zivil-
klausel“ treffen sie sich vom 27. bis 29.
Mai an der TU Braunschweig.


